
\ 

\J • , 
REPUBLIK OSTERRE�CH 

B U N DESM I N ISTER I UM 
FOR LANDESVERTEIDIGUNG 

GZ 10. 002/314-1.1/90 

Regierungsvorlage zu einem 
Bundesgesetz über die Ausübung 
der Sicherheitspolizei 
(Sicherheitspolizeigesetz)i 

Stellungnahme 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

1017 Wien 

S4chbearbeiter: 
Kmsr Dr. GRATZER 

Kl.: 3551 

Das Bundesministerium für Landesverteidigung übermittelt in der 

Anlage 25 Ausfertigungen der ho. Stellungnahme zu der vom 

Bundesministerium für Inneres versendeten Regierungsvorlage eines 

Sicherheitspolizeigesetzes. 

25 Beilagen 

Für 
der 

die Richtigkeit 
AUS(1lng: 

7530-0-120-0371 
BMLV R 119 

21. September 1990 
Für den Bundesminister: 

R 0 s e g g e r  

36/SN-302/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 33

www.parlament.gv.at



• 
REPUBLIK OSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 
FOR LANDESVERTEIDIGUNG 

GZ 10.002/314-1.1/90 

Regierungsvorlage zu einem 
Bundesgesetz über die Ausübung 
der Sicherheitspolizei 
(Sicherheitspolizeigesetz)i 

Stellungnahme 

An das 

Bundesministerium für Inneres 

Herrengasse 7 

1014 \Vien 

Unter Bezugnahme auf die do. 

Sachbearbeiter: 
Kmsr Dr. GRATZER 

Klo: 3551 

Note vom 16. Juli 1990, 

GZ 112.777/32-1/7/90, mit der die Regierungsvorlage eines Si­

cherheitspolizeigesetzes zur Prüfung versendet wurde, nimmt das 

Bundesministerium für Landesverteidigung wie folgt Stellung: 

Das Bundesministerium für Landesverteidigung nimmt das gegen­

ständliche Prüfungsverfahren zum Anlaß, erneut darauf hinzuwei­

sen, daß die Vorarbeiten zu einem gleichartigen Gesetzesvorhaben 

für den Bereich der militärischen Landesverteidigung verstärkt 
. 

fortgesetz t werden. Wie in der ho. Stellungnahme zum Entwurf 

eines Sicherheitspolizeigesetzes vom 6. April 1990, 

GZ 10.002/296-1.1/90, bereits ausgeführt wurde, sollen auch die 

Organisation, Aufgaben und Befugnisse des militärischen Nach­

richten- und Abwehrdienstes in einer den Bedürfnissen der mili­

tärischen Landesverteidigung entsprechenden Weise einer Regelung 

zugeführt werden. 

Zu den einzelnen Bestimmungen der gegenständlichen Regierungs­

vorlage ist folgendes zu bemerken: 

7530-0-1200371 
BMlV R 119 
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1, Zu § 41 Abs. 1 Z 4 

Unter Bedachtnahme auf § 7 Abs. 2 des Datenschutzgesetzes , 

BGB1. Nr. 565/197 8, normiert die vorgesehene Regelung ua. die 

Übermittlung von personenbezogenen Daten an andere inländische 

Behörden, soweit die Daten für den Empfänger eine wesentliche 

Voraussetzung für die Wahrnehmung der ihm gesetzlich übertra­

genen Aufgaben bilden. Nach ho. Auffassung kann diese Bestim­

mung als ausreichende gesetzliche Grundlage für eine Daten­

übermi ttlung vom Bundesministerium für Inneres an das ho. 

Ressort angesehen werden, weil die Kenntnis personenbezogener 

Daten für das Bundesministerium für Landesverteidigung eine 

wesentliche Voraussetzung für die Erfüllung der dem Bundesheer 

verfassungsgesetzlich übertragenen Aufgaben darstellt. Sollte 

jedoch das do. Ressort die Auffassung vertreten, daß diese 

Generalklausel für die Übermittlung personenbezogener Daten an 

das Bundesministerium für Landesverteidigung nicht ausreicht 

und es einer ausdrücklichen gesetzlichen Ermächtigung bedürfe, 

wird ersucht, eine solche Ermächtigung zur Datenübermittlung 

in den § 41 Abs. 1 aufzunehmen. Hinsichtlich des Wortlautes 

dieser Ermächtigung könnte auf die bereits im Datenschutzge­

setz enthaltene Ausnahmeregelung für die Zwecke der umfas­

senden Landesverteidigung (§ 4 Abs. 3 Z 3) zurückgegriffen 

werden. 

2. Zu den Erläuterungen zu § 3 :  
Der Entwurf des in Rede stehenden Legislativvorhabens, der im 

Frühjahr 1990 dem allgemeinen Begutachtungsverfahren zugeführt 

worden war, normierte jene Exekutivorgane, die zu den Organen 

des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu zählen sind und für 

die demnach die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu gelten 

haben; weiters wurde in den Erläuterungen ausgeführt, aus 

welchen Gründen verschiedene andere Exekutivorgane nicht zu 

den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu rechnen 

sind. Da nach herrschender Auffassung jedoch auch für Sol­

daten, die zu einer Assistenzleistung in Angelegenheiten der 

Sicherheitspolizei herangezogen werden, jene Vorschriften 
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gelten, die auf Organe der Sicherheitsbehörden Anwendung 

finden, wurde in der ho. Ressortstellungnahme ersucht, dies im 

Rahmen des gegenständlichen Gesetzentwurfes in geeigneter 

Weise klarzustellen. 

Wie jedoch den Erläuterungen der Regierungsvorlage eines 

Sicherhei tspolizeigesetzes zu entnehmen ist, wäre eine ent­

sprechende Regelung nicht in diesem Gesetz, sondern "in einern 

eigenen Übertragungsgesetzll vorzusehen; für den Bereich dieses 

Bundesgesetzes genüge jedenfalls die Feststellung, daß Sol­

daten, die zur Assistenz leistung herangezogen werden, keine 

Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind". Da diese in 

den Erläuterungen getroffene Feststellung nach ho. Auffassung 

nicht im Einklang mit der herrschenden Rechtsmeinung steht, 

wurde das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst im Gegenstand 

befaßt. 

Wie der Stellungnahme des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst 

(siehe Beilage 1 )  hiezu zu entnehmen ist, könnte der Satz in 

den Erläuterungen zu § 3 letzter Absatz ("Vielmehr kann dies 

nur - so wie es bei den Organen der Zollwache geschehen ist -

in einern eigenen Übertragungsgesetz erfolgen") mißverständlich 

erscheinen. Es wird daher ersucht, eine Klarstellung im Sinne 

der Ausführungen des Bundeskanzlerarntes-Verfassungsdienst 

vorzunehmen, mit der zum Ausdruck gebracht wird, daß Organe 

des Bundesheeres, die gemäß Art; 79 Abs. 2 Z 1 B-VG zu Assi­

stenzleistungen herangezogen werden, die Funktionen der 

anfordernden Behörde ausüben. Da der letzte Satz der Erläute­

rungen zu § 3 dem oben Gesagten zuwiderläuft, wird weiters 

vorgeschlagen, diesen richtigzustellen. 

In diesem Zusammenhang wird bemerkt, daß die oben dargelegte 

herrschende Rechtsauffassung im Hinblick auf die derzeit 

durchgeführte Assistenzleistung des österreichischen Bundes­

heeres zur verstärkten Überwachung der Bundesgrenze insbeson­

dere zu Ungarn auch vorn Bundesministerium für Inneres 

Gendarmeriezentralkornrnando vertreten wird. Im Rahmen einiger 
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zum Problemkreis dieser konkreten Assistenzleistungen statt­

gefundenen Besprechungen zwischen Vertretern des Bundesmi­

nisteriums für Inneres, des Bundeskanzleramtes­

Verfassungsdienst und des ho. Ressorts wurde übereinstimmend 

festgelegt, daß den bei der Assistenzleistung tätig werdenden 

Soldaten des Bundesheeres der Rechtsstatus von Organen des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes zukommt. Wie einem vom 

Bundesministerium für Inneres erstellten r�erkblatt zu der in 

Rede stehenden Assistenzleistung zu entnehmen ist (siehe 

Beilage 2) , genießt jeder Soldat in Ausübung seines Dienstes 

jene Rechte, die bei Verrichtung eines gleichartigen Dienstes 

den Sicherheitsorganen zukommen und unterliegt im gleichen 

Maße aber auch jenen Pflichten, denen die Sicherheitsorgane 

unterworfen sind. Hiezu wird seitens des ho. Ressorts festge­

stellt, daß sich das oben erwähnte Merkblatt - es wurde allen 

zu diesem Assistenzeinsatz herangezogenen Wehrpflichtigen zur 

Verfügung gestellt - als äußerst zweckmäßig erwiesen hat und 

sich im Zusammenhang mit den in diesem IVlerkblatt determi­

nierten Rechten und Pflichten bisher keine Probleme ergeben 

haben. 

Was das in den Erläuterungen erwähnte eigene Übertragungs ge­

setz (Übertragung sicherheitspolizeilicher Aufgaben auf 

Soldaten im Assistenzeinsatz ) betrifft, so würde sich eine 

derartige gesetzliche Regelung auf den Kompetenztatbestand des 

Art. 1 0  Abs. 1 Z 7 B-VG gründen: Die legislative Vorbereitung 

eines solchen Gesetzesvorhabens fiele daher nach ho. Auffas­

sung eindeutig in den Zuständigkeitsbereich des Bundesmini­

steriums für Inneres. 

3. Die in der ho. Ressortstellungnahme (siehe Beilage 3) zum 

Entwurf eines Sicherheitspolizeigesetzes, 

GZ 1 0.002/296-1 .1 /90, zu § 6, § 8, zu den §§ 9 Abs. 1 ,  1 4  Abs. 

1 und 3, 1 6, 1 7  Abs. 2, 24 und 29, sowie zu § 1 5, § 1 6, § 1 7  

Abs. 2, § 24, § 25, § 29, § 31 und § 33 geltend gemachten 

Äußerungen werden weiterhin aufrecht gehalten. 
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Dem Präsidium des Nationalrates wurden 25 Kopien dieser Stel­

lungnahme übermittelt. 

Beilage 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

21. September 1990 
Für den Bundesminister: 

R 0 s e g g e r  
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESKANZLERAMT 

A-1014 Vvien, Ballhausplatz 2 
Tel. (0222) 531 15/0 

Fernschreib-Nr. 1370-900 

r 

L 

GZ 601. 598/10-V/5/90 

An das , 
Bundesministerium fUr 
Landesverteidigung 

1010 \'1 i e n 

Beilage 

Sachbearbeiter Klappe/Dw 

2354 
Ihre GZivom 

Handstanger 10.002 /309-1. 14/90 
17. l1ai 1990 

Betrifft: Entwurf eines Sicherheitspolizeigesetzesi 
Einsatz des Bundesheeres nach Art. 79 Abs. 2 Z 1 B-VG 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst teilt zur oz. Note fol­

gendes mit: 

Nach Auffassung des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst er­

scheinen die AusfUhrungen in den Erläuterungen zu § 3 der Re­

gierungsvorlage fUr ein Sicherheitspolizeigesetz und in der 

Ubermittelten Note des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst vom 

9.7.1982 betreffend Assistenzleistungen grundsätzlich nicht 

unvereinbar. Auch diese Note geht letztlich davon aus/daß das 

Buridesheer die primär zuständigen Be'pörden im Sinne der Ziel­

setzungen des Art. 79 Abs: 1 lit.a und b B-VG "zu unterstUtzen" 

hat. 

Die erwähnten Erläuterungen fUhren in ihrem letzten Absatz aus, 

daß nach herrschender Auffassung fUr zur Assistenzleistung 

herangezogene Soldaten jene Vorschriften, die fUr Organe der 

·Sicherheitsbehörden während ihres Einsatzes gelten, anzuwenden 

sind. Damit gehen auch diese Erläuterungen letztlich von einer 

funktionalen Zuordnung dieser Soldaten zu jener Sicherheitsbe­

hörde aus, die ihre Mitwirkung in Anspruch nimmt. 

doc 3717V 

-' 

-1.1/C10 
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piese Zuordnung ergibt sich - wie der in Rede stehenden Note 

des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst entnommen werden kann 

- auf Grund des Art. 79 Abs. 2 B-VG (eine solche verfassungs­

rechtlic�e Bestimmung fehlt etwa für Organe der Zollwache im 

Zusammenhang mit der Grenzkontrolle). Insofern könnte der Satz 

in den Erläuterungen: " Vielmehr kann dies nur - sorie es bei 

den Organen der Zollwache geschehen ist - in einem eigenen 

Übertragungsgesetz erfolgen" mißverständlich erscheinen und 

könnte eine Klarstellung im Ausschußbericht bewirkt werden, 
! 

indem zum Ausdruck gebracht wird, daß im Fall einer "Assistenz-
-

leistung" die Funktionen der anfordernden Behörde auch von den 

Organen des Bundesheeres ausgeübt werden können. 

Der Vollständigkeit halber wird festgehalten, daß in den Erläu­

terungen offenbar auch zum Ausdruck gebracht werden sollte, daß 

der Sicherheitspolizeigesetz-Entwurf keine Sonderregelungen für 

assistenzleistende Soldaten treffen wollte. 

doc 3717V 

20. Juni 1990 
Für den Bundesminister für 

Gesundheit und öffentlicher Dienst: 
OKRESEK 

! 
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M E R K ß L A T T 

für die Assistenzleistung des Bundesheeres bei der über­
wachung der österreichischen Staatsg ren ze , insbesondere 
im Bereich des Bundeslandes Burgenland , gemäß § 2 Abs. 1 
lit. b des \'/ehrgesetzes 19�C1\) 

1. Zweck des Einsatzes 

Verstärkung der Exekutive bei der Durchführung der 
GrenzQberwachung über E rs uchen der zuständigen zivilen 
Gewalt. 

2. Auftrag 

Unterbindung der unerlaubten Einrei�e nach österreich 
durch entsprechende Grenzraumüberwachung und Unte r­
stützung bei der ZUI'ückschiebung unerlaubt Eigereister. 

3. Rechte und Pflichten 

Jeder Soldat der AssisLenztruppe genießt in Ausübung 
se ines Dienstes jene Rechte , die bei Ve r richtung eines 
gleichartigen Dientes den Sicherheitsorganen (Gendar ­
merie- und Pol i ze ibeamten ) zukommen (höherer geset z-
licher Schutz, Exekutivbefugnisse). / 

In gleichem Maße unt er lieSt er aber auc� jenen Pflich­
ten, denen die Sicherheitsorgane u nt erwor fen sind (be­
sonders di sziplinierLe s Verhalten gegenüber der Zivil­
bevölkerung, Achtung der Henschenwürde, keine Diskrimi­
nierung Fremder). 

4. Exekutivbefugnisse 

4.1. Anhalten einer Person , das ist die Hinderung in 
der Fortbewegung, um die Person über ihre Absich­
ten zu be f r agen , zur Ausweisleistun g und/oder zur 

' Bek anntg abe der Personal�en (Name, Gebu�tsdatum, 
Wohnort usw.) aufzufordern u.dgl. 

Eine P erson ist dann anzuhalten, wenn ihr Aufent­
halt im betretenen Gebiet nach Ort, Zeit, ihrem 
Verhalten oder sonstigen U mständen aufklärungsbe­
d ü r ftig e rs cheint . 

Das Anhalten einer P erson ist mit dem Anruf �Haltl •• 

Grenzüberwach�ng! M vorzunehmen. 

4.2 Auffoderung zur Ausweisleistung einer Person, um 
die Identität (z.B. auf Grund der mitgeführten Do­
kumente, wie Reisepaß, Personalausweis, Lenkerbe­
rechtigung) festzustellen und die näheren Absichten 
der P e rson zu e rforschen (Perlustrierung). 
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Mit der Aufforderung zur Ausweisleistung ist vor­
zugehen, wenn das Anha lten einer Person und das" mit 
ihr geführte G e spräch ihr� Unbedenklichkeit nicht 

erweisen sollt e . 

Durchsuchung von v e rdächtigen Personen und deren 
Gepäckstücken auf ge fährliche Gegenstände (Waffen 
und waffenähnliche Gegenstände) zur Eigensicherung, 
wenn das A nh a lten einer Person und die Auswei s ­
leistung bestehende Verdachtsu�stände nicht zu 
ent kräften vermögen. Gefährliche Geg enst ä nde sind 
vorläufig abzunehmen. 

Eine weitere Durchsuchung ist nach Möglichkeit den 
Gendarmerie- oder Zollorganen zu überlassen. Weib­
liche P e rson e n dürfen nur von solchen näher durch­
sucht werden . 

4. 4 Festnahme einer Person ist die Einschränkung der 
persönlichen Freiheit, allenfalls unter Androhung 
von Gewalt anwendung und nötigenfalls unter Anwen­
dung von maßhaltender Gewalt zum Zwecke der unver­
züglichen Ü b erga be an das nächste Sicherheitsorgan 
zur weiteren Amtshandlung. 

4.5 

Die Festnahme ist in folgender Form auszusprechen: 
• Im Hamen des Gesetzes neh me ich Sie festM. 

Die Fes tnahme einer Person hat zu erfolgen, wenn 
sie offensichtlich unte r Umgehung der Grenzkon­
trolle eingereist ist. 

In al len anderen Fällen des Verdachtes einer straf­
Daren Handlung s i n d unverzüglich die Sicherheits­
organe zu verständigen. 

Bei"festgenommenen Personen ist auf Fluchtgefahr zu. 
achten . Im Falle t a t s ächlich er oder drohender 
Widersetzlichkeit kann der Festgenommene durch An­
legung von Handfesseln gesichert werden . 

Bei Fluchtversuchen ist di� festgenommene Person 
du rch Anwendung körperlicher Gewalt festzuhalten 
oder durch Nacheile zu stellen. 

� �-Der L�affengebrauch darf nur im Falle der Not-
wehr (zum Schutze des eigenen Lebens) oder Not­
hilfe ( wenn eine andere Person in einer das Leben 
gefährdende Weise angegriffen wird) durchgeführt 
werden. 

Die Abgabe von Alarm- oder Warnschüssen ist nicht 
erlaubt. 
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' . .  ;: Heldeweg 
,,/ 

Alle Beobachtungen und Vorfälle sind unverzüglich auf ' 
die zweckmäßigste Art (persönlich, über funk oder Tele-

fon) zu melden. 

6. Oie Zusammenarbeit mit den Gendarmerie- und Zollorganen 
hat dienstfördernd und möglichst reibungslos zu erfolgen. 
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REPUBLIK OSTERREICH 

B U N DESMI NISTER I UM 
FOR LANDESVERTEIDIGUNG 

GZ 10.002/296-1.1/90 
Entvmrr eines Bundesgesetzes über 
die den Sicherheitsbehörden auf dem 
Gebiet der Sicherheitspolizei zu­
kOTIUTienden Aufgaben und die der 
Sicherheitsexekutive hiefür einge­
räuJnten Be fugn i ss e (Sicherhei ts­
polizeigesetz - SiPolG)i 

Ste l lungnar.uTie 

.:'.n das 

3undesr::inisteriu..rn für Inneres 

Herreng2sse 7 

1014 �";ieTl 

Beilage 6 
.. 

�u Zahl ;lO.<OO;lIJ!t� 
Sac11bearbei ter: 
Kmsr Dr. Dagmar GRJl.TZER 

Klo: 3551 

i)nter 3e zugnah.:"TIG 2.uf den ?:1i t do. Note vom 2 3 .  Febru­

ar 1990, GZ 112.777/15-1/7/90, versendete;) Ent ... .'urf eines 

Sicherheitspolizeigesetzes ni�"TIt das Bundesministeri�Ti für 

Landesverteidigung wie folgt Stellung: 

Das B'undesministerium für Landesverteidigung begrüßt 

gn.lndsätzlich die do. 3estrebungen, die gegenständliche, 

rechtspolitisch äußerst bedeutsame Materie ehestmöglich 

einer U.:Tifassenden gesetzlichen 
"
Regelung zuzuführen. In 
. 

diesen Zusammenh a ng darf bemerkt werden, daß das ho. 

Ressort bereits seit gerau.Cler Zeit beabsichtigt , die in 

der Rechtsordnung be stehenden , verstreuten gesetzlichen 

Regelungen über Z\,;angsbefugnisse bestirn:nter militärischer 

Organe ( i nsbesondere Festnahme - und Waffengebrauchsrecht ) 
in ei nem speziellen Bundesgesetz zus CliiJTienzufassen . IvJi t 

diesem Legislati vvor:'1aben kann auch der im 111. Hptst . 

. :!l.rt. I Z 8 des l·Hlitärstrafgesetzes, BGBL Nr. 344/1970, 
z·t.l.m p.usdruck gebrachten Zielsetzung nach Schaffung eines 

i .530·0· 1 :>0.0371 
Bh'\l V � 1 � 9 
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Bund e sg e s etze s  über d en mi li täri s chen \va f f e nge brauch 

entspr oche n  werde n . Se it e n s  des Bunde smini steriums f ür 

Lande sverteidi gung \,mrd e  die do . G e s etze s i n i  tia ti ve zum 

l>.nlaß ge norrUl1e n  , d i e  V orarbeiten a n  e i nem glei chartige n 

Gesetzesvorhaben für d e n  Bere ich der m i l it är i s ch e n  

Landesverte idigung verst ärkt f ortzu s etzen . I m  Rahme n e i n e s  

solchen G e s etzes sollen auch die Organi sat i o n , Auf gabe n  

und B e fugni s s e  d e s  militär i s chen Nachri cht e n - und AbI-,lehr ­

dienstes i n  e i ner d e n  Bedürfni s s e n  der mi l itär i s ch e n  

Lande sverte idigu n g  e ntspre chenden W e i s e  e i ne r  Regelung 

zug e f ührt werde n .  

�en Zielsetzungen des vorliegenden Gesetzentwurfes zu folge 

sollen die p.uf gaben , d i e  den S i cherheitsbehörden a u f  dem 

Gebiet der allgemeinen Sicherheitspolizei zukom;nen, u n d  

die der Sicherhei tsexeku ti ve hie für eingeräu:nten Befug­

�isse einer einheitlichen Regelung z�geführt �erden, die 

einerseits d i e der Si c her heits ex ekut ive bei der Erfüllung 

ihre r .Z..u f g aben zukor:L:le nde n Rechte eindeutig festlegen und 

and e rer s eits den Rechtsu nterworfenen Schutz gegen allfäl­

lige Ubergri ff e der Sicherheitsexekutive bi eten s o l l . 

Hiezu ist grunds ätzli ch zu bemerke n, daß d i e  we itg e h e nd e  

Ven;endung von u nbestimrn ten Geset ze sbegr i f f e n  nach ho. 

f..u ffassung d i e s e n  Zielsetzungen nur i n  geri n gem .2msmaß 

Rechnung tr agen kan n . Es \ürd daher empfohlen, die Ver­

wendung derart i g er B e gr i f f e  nach Möglichk e it zu verme i d e n  

oder - .... 'enn die s i n  manchen Fäli�n u nvermeidbar erscheint 

- zumindest in den Erl ä�terungen z u s ätzliche Bei spi ele für 

den ,Zm .... ' endungsbere i ch der j ewei ligen Bestirnmung anzufüh­

ren. 

Weiters wird im Hinblick auf die grundsätzliche Bedeutung, 

die dem IV. Teil des Entwurfes im Hinblick auf die 

verfassungs re chtli che Determini erung des Behördenau f baue s 

zuko��t , angeregt, diese Normen aus systematischen Gründen 

in das B-VG e i n z ubaue n ; d i e s e  Vorgangsweise ersch e i nt 
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insbesondere unter Bedachtnahme auf den Umstand, daß etwa 

die schulbehörden des Bundes gleichfalls im Rahmen des 

B-VG verfassungsrechtlich geregelt sind, sachlich ge­

rechtfertigt. 

Zur formellen Gestaltung des vorliegenden Gesetzentwurfes 

\·;ird unter Bedachtnahme auf die Legistischen Richtlinien 

bemerkt, daß im Falle der VenJirklichung eines Tatbe­

standes bei Vorliegen einer von verschiedenen Vorausset­

zungen nicht die Setzung des Beistriches zwischen ein­

zelnen Voraussetzungen und die spätere Beisetzung von 

"oder" genügt, sondern vielmehr jedesmal das "�ort "oder" 

zu verwenden ist (vgl. zB § 2 2  Abs. 1, § 2 6  Abs. 3) . 

Zu den §§ 1 und 7 :  

iüe de!:1 .:'l.llgemeinen Teil (Punkt 3) und dem Besonderen Teil 

der Erläuterungen zu § 1 zu entnehmen ist, 'wurde - 'um den 

Bürgern einen besseren Zugang z�� �echt zu ermöglichen -

unter Bedachtnah-ne auf den geltenden Sprachgebrauc� 

versucht, den Kompetenztatbestand "Aufrechterhal tung der 

öffentlic:t)e:l Ruhe, Ordnung !.l!1d Sicherheit" im Rah�en ces 

gegenständlichen GesetzentW'"!.lrfes allgemeinverständlich 

neuzufassen. Hiebei wird zwar einerseits der Ausdruck 

\'öffentliche Ruhe" durch den .Zl.usdruck "Frieden\1 ersetzt, 

andererseits aber die iYOrtfolg� " Aufrechterhaltung der 

öffentlichen Ordnungl1 unter nim;eis auf die Art. 8 ,  10 und 

1 1  EI·E<K be i be haI t e n . 

Grundsätzlich ist hiezu festzustellen, daß sich die 

Erläuterungen zu dieser Neuregelung in mehrfacher Hinsicht 

als widersprüchlich erweisen. So wird in den Erläuterungen 

zu § 2 ausgeführt, daß der nicht mehr zeitgemäße Begriff 

"presse'v;esen" solange nicht durch den entsprechenden 

Begriff "!1edienh'esen" ersetzt 'v"erden könne, als im Art. 10 

J..bs. 1 Z 6 B-VG von "Pressewesen" die Rede sei. 
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DemgegenUber sieht der Entwurf hinsichtlich der Ersetzung 

des Begriffes "öffentliche RuheIl durch 'IFrieden'l kein 

Hindernis in dem Umstand, daß diese Formulierung im 

Gegensatz zur verfassungsmäßigen Umschreibung der 'Iallge-

meinen Sicherheitspolizei" im B-VG steht. Der Vorstellung, 

daß il7l Falle einer Beschlußfassung der vorgeschlagenen 

Neu f assung I1 entsprechende KorrekturenIl in der Bundesver­

fassung vor zuneh.men i-1ären, muß entgegengehalten ',-,7erden, 

daß es im Sinne der Verfassungsmäßigkeit einer {ein­

fach)gesetzlichen Norm erforderlich scheint, diese 

sprachlich auf die Verfassungsnorm abzustimmen und nicht 

umgekehrt. 

Ein \·;ei terer i'liderspruch liegt ln dem Umstand, daß die 

Beibehaltung des Begriffes Ilj.I.ufrechterhaltung der öffent­

lichen Ordnung" mit seine,11 VOJ�komr:len in der EI,mi\. gerecht­

fertigt \-.'ird, während dieses )\rgument hinsichtlich des 

glei chfalls in der EMRK (Art. 8 Abs. 2) verwendeten 

Begriffes "öffentliche Huhe" offensichtlich nicht als 

ausreichend fUr dessen Beibehaltung angesehen wird. 

Unter 3edachtnahme auf die derzeit von den Sicherheitsbe­

hörden ·,·;ahrzunehmenden Aufgaben bringt die il7l § 1 ge­

v.'ähl ten \..(,?rtfolge \I Sicherung des Friedens und der allge­

meinen Sicherheit im Inneren" überdies i ns Oi-.'e i t eine 

verfassungsrechtlich bedenkliche - Erweiterung der Kompe­

tenzen der Sicherh eitsbehörden mit sich, a ls die 11 Siche-
. 

rung des Friedensll in erster Linie in den KOffiPetenzbereich 

der Landesverteidigung "emd daTni t auch in den 

verfassungsmäßig dem Bundesheer zugei'Jiesenen ?ufgabenbe­

reich (vg1. Art. 9 a  und ?rt. 7 9  ]l.bs. 1 B-VG) fällt. Für 

den Bereich der Landesverteidigung kann j edoch auch aus 

der Beifügung der \-Jorte 11 im Inneren" }:eine der 

verfassungsmäßig vorgegebenen Kompetenzverteilung ent­

sprechende Abgrenzung abgeleitet werden, weil sich - wie 

die Regierungsvorlage vom 28. Jänner 1 9 7 5 zum 

Bundesverfassungsgesetz vom 10 . Juni 1 9 7 5 ,  BGB1. Nr. 368, 
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näher ausf ührt - d i e  mil i t äri sche Lande sve r t e i digung n i ch t  

auf den S chutz d e r  G r en z en be schr änken kann , sond e r n  der 

p.bvJehr jeg l i cher G e f ahren von au ß e n  d i e n t. Da d i e s e  

Gef ahre n jedoch auch " im Inne ren" , als o  innerhalb d e s  

Bunde sgebi e t e s , e n t s t e h e n  oder s i ch auf Te i l e  d e s  Bund e s ­

gebi e t e s  e r s tr e c k e n  können , f äl l t  d emnach d e r en p.b\·.'ehr 

j edenf alls auch in d en Kompeten zbere i c h  d e s  Bunde sh e e r e s . 

Zum lmsdruck " Fr i e d e n "  i s t  ferner zu beme r ke n ,  daß d i e s er 

nicht nur in d e r  d i e  v ö l kerrecht l i ch e  Termino l og i e  ( vg l . 

hiezu etwa die P r ä ambe l d e r  Ch a r t a  der Vereinten Na t i onen) 

den Begri f f  sgegen sa tz zu "iZr i eg "  bi Ide t ,  s ondern d i e s e  

be iden Begr i f f e  auch nach c.e;n allgem e i nen Sprachgebrauch 

einen Begr i f f sgegensat z  dars t e l l e n . Demnach kann d i e  

"Sicherung des Fr i e d ens" inha ltlich nach ho . .Zl.u f f a s sung 

nur. zum Teil m i t  der \10rtfolge " Au frechterh a l  tung der 

öffentlichen Ruh e "  ül::ere i n s t im:-nen. 

Weiters geben d i e  Erläut erunge n ke i n e n  Aufschluß, we l ch e  

Überl egungen für d i e ErYJei terung d e s  B egri f f e s  " S i ch e r ­

hei t I! in 11 a llgeme i ne S i c h erhe it 11 maßgebend s i nd, zumal im 

?unk t 4 d e s  Allgemeinen T e iles der E r l äu t erunge n  aus führ ­

lich darge l egt wird , au s ".,'elchen Grü nden au f das \'�ort 

"allgemei:1" im Zu s amme nl")ang mit dem Begr i f f  " S i cher-

hei tspolize i I! v e r  z i cht e t  vJerd e n  s oll. 

Die in den Erl äut e rung e n  zu § 7. ge t r o f f ene Au ss age , e i n e  

De finition der \10r t f o lg e  "p.ufretht e r haltung der ö f f e n t ­

lichen Ordnung!! s e i  auf Grund der I'obrigk e i  t s s taat l i c h  

klingenden Formul i erung!! erforde r l ich , kann n i cht g e f o lg t  

\.;erd e n , da ge r ad e  e r s t  durch d i e  u nbe s t imiTl t e  De f i n i t i o n  

( !IGe'währl e i s tung geordn e t er Zus t ändei! ) d i e s e  - negati v e n  -

Assozi ationen geweckt w e rden könne n. Di e vorg e s eh e n e  

Regelung \."i r f t  überd i e s  grund s ä t zl i c h  d ie F rage auf , ob 

tats ächlich e i n  Bedürfn i s  nach e iner d erar t ige n De f i n i t i o n  

gegeben i s t . N a c h  h o. p-.uf f a s sung w är e  e ine D e f i n i t i o n  

dieser Art ver z i ch tbar , da d e r  vorg e s chlagenen Fas s ung 
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keine \·;irk l i ch e  Au s s age k r a ft zukommt . S o l lte demn a ch d a s  

Bedü r f nis e i n e r  - i nh a lt l i ch k l a r  abgegren zten - D e f i n i ­

tion als g egeben e r a chtet \.;erde n , so v;i rd aus systema­

tischen Gründ e n  z u r  Erwägung g e ste l lt , d i e s e  i n  d e n  § 1 

aufzunerL'nen. 

Da d e r  i n  Rede stehend e  Kompete n ztatbe stand d e r  s oge­

nannten " a l lgeme i ne n  S i cherhe itspo l i z e i  1 1  im \�e g e  d e r  

Interpretat i on durch Rec h t sprechung und Lehre i nha l t l i ch 

weitgehend abgeg r e n zt wu rde , würde nach ho. Au f fa s su ng 

einer Neu f o r mu l i e r u n g  d i e s e r  Umschre ibung - abge s e h e n  v o n  

den dami t ve rbundenen sch\o,'en; i e ge nde n 

verfa ssungs r e cht l i c h e n  Bedenken - z u s ät zliche Au s l egu ngs­

erob lerne aufwe r f e n  und s omit d e n  Intentionen des Ges etz -

enti-,;urf es, den Rechtsunteniorfenen d e n  Zug a n g  zum Recht 

zu erleichtern, zm-Jiderlaufen. .�'Js den oben dargelegten 

G ründen \·; i rd d r i ng end empfoh l e n, den de r z e it geltenden 

l,.;'ortlaut ".�uf rechterhal t u nq der öffentlichen Ruhe, Ordnung 

und Si cherheit" be izubehalten . 

Zu § 3 und § 34 Abs . 2: 

Im § 3 des v o r l i e genden Enti'iur fes v;erden offenbar j ene 

Organe des öffentlichen S i cherhe itsdienstes taxat iv 

auf gezählt , der e n  Aufgaben und Befug n i s se Rege lung s i nhal t  

des S i cherh e itspol izeige s e t zes s i nd .  \1i e  den Er läuter u n g e n  
. 

hiezu zu entnehmen i st , \·;urde bE;! d e r  Klärung d e r  F rage , 

welche O r g a n e  z u  den Organen des ö ffent l i chen S i ch e r ­

heitsdien ste s z u  z äh len s i nd , zwar eingehend die Frage de r 

Recht ste I l u n g  der Z o l l o r gane e r örtert , j edoch di e Frage 

betr effend die R e cht st e I l ung von S o ld aten , d i e  zu e i ne r  

Assi sten z l e i stun g  nach Art. 79 Abs . 2 Z 1 B-VG h e ra n g e zo­

gen w e rde n , - s ow e i t  d i e s  aus ho . S i cht beurtei l t  w e rden 

kann - ni cht be rührt . 
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Zu die ser Prob l e ma t ik w i r d  f o lg e nd e s  bemerkt: 

Gemäß Art . 79 p.bs . 2 Z 1 B -VG i s t  das Bunde sheer , s ow e i t  

die geset zmäßige z iv i l e  G eh'a l  t s e i n e  1'1 i t'vJ i r kung i n  An­

spruch nirnm t , f e rne r  b e s t imllt auch übe r d e n  Bere i c h  d e r  

mili tärische n  Land e sv e r t e id igung hinaus 

a) zum S chutz d e r  v e r fas sungsmäßigen E i n r i c h tung e n  und 

ihrer H a nd lungs f äh igke i t  s owie der d emokr a t i schen 

Freih e i t e n  der E i nwoh n e r  

b) zur .E..ufr e c h t e rha l tu ng d e r  Ordnung und S i ch e rh e i t  im 

I n neren übe r h aup t . 

'Hrd das Bunde s h e e r  von den Behörd e n  und Orga n e n  d e s  

Bundes zur I-li tv./i r ku ng an c.erar tige n Einsät z en nach d e n  

3estim::"iUnge n d e s  B-VG u n d  de s Wehrge s e t z e s  197 8 h erange ­

zogen I so v o l l z  i e h t  das Bunde sheer n i cht d e n  Komp e t en z ­

tatbe sta:lc. "fü l i  tär i s che Imge legey;h e i  t e n  \I (Ar t .  10 .?:.bs . 1 

Z 15 B-VG) , sonde rn wirkt vi elmehr an d er Vo l l zi e hung de s 

Kompeten z t a tbe s ta n d es "J..u frech t erh a l tu ng d er öf f e nt l i ch e n  

:Ruhe r Ordnung u n d  S i ch e rh e i t  \I d e s  .?J.r t . 1 0 .�bs. 1 Z 7 B -VG 

und somit an der Vol l z i ehung der a l lg em e i n e n  S i cherh e i t s-

001 i z e i  m i t . Nac h  h e rr s chend er Au f fassu ng g e l t e n  für 

Soldaten :- h'e n n  s i e  im Rah.r:J e n  e i n e r  A s s i s t e n z l e i s t ung im 

Inneren gemäß Art . 7 9 .�bs. 2 Z 1 B-VG zur \-{ahr ne:n�rnun g  von 

J..ufgaben der a l lgeme i n e n  Sicherheitspo l i z e i  h erang e z ogen 

vr'erden j e n e  Re c h t svor s chri f t en , d i e  für die S i cher-
. 

heitsorgane w äh r e nd i h r e s  Einsat3es g e l t e n . 

ünter Bedachtnahrne a u f  d i e s e  Recht s l ag e  ergibt s i c h  r daß 

die im gege n s t ä ndl i c h e n  Entwur f  gereg e l t e n  B e f ugni s s e  der 

Sicherheitsexekut i v e  i m  F a l l e  e i n e s  A s s i s t e n z e i n sat z e s  

au ch den Solda t e n  ?u k om�e n. Di e s  wür d e  j edoch e i n e  g enaue 

Kenntnis d i e s e r  3e s t irrl.lTlungen durch d i e  am E i n s a t z  t e i l­

nehmenden Wehrp f l i ch t i g e n  e r f ordern . 
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1:lie stellungnahm e n  des Bunde s k a n z leramte sjVer f a s sungs ­

dienst und d e s  Bunde smi nisteriums für Just i z z u  d i e s er 

Problemat i k  e ntnomme n  werden kann , dür f e n  d i e  B e f ugn i s s e  

roili tär i s ch er Organe i n  e i nem l>.s s i st e n z e in s at z  nach § 2 

Abs . 1 lit . b d e s  Wehrge s et z e s  197 8 d i e  Befugn i s s e  z iv iler 

Sicherhe its orga n e  ni cht überschreite n .  Di e Be f ugn i s s e  

mili t ärisch er Org a n e  könnten aber g egen über d e njenigen der 

Sicherhei ts organ e e i nges chränkt \verd e n . Di e für mili t ä ­

rische Orga n e  in e i n em As sist en z e i ns atz v or z u s ehenden 

ges et zli ch e n  Be stilT'J'TIung e n  müs s e n  mit j e nen , d i e  f ür d i e  

zivilen Behörde n  g elte n ,  ni cht ident i s ch s e i n . si e müs s e n  

aber nach d er geltenden V erfassungsre chtslage s o  ge staltet 

sein , daß e i ne wirks ame A s sisten zlei stung im voll e n  Umf ang 

gew ährle i stet ist. 

Im H i nblick auf d a s  s e it 1988 i n  der Bunde sverf a s sung 

verankerte Mili z system , d a s  durch e i n e  r elativ kur z e  

Grund ausbildungsze it und mehrmalige kur z e  Waf f e nUbunge n 

über e inen länger e n  Z e itr aum him;eg gekenn z e i ch n et i st , 

erwei st s i ch s chon e i n e  Ausbildung der Wehrpfli chtige n z ur 

A1,.: sübu ng der Ü'me n nach dem ��'e}-jrre cht zukom.rnenden Aufgabe n 

in der notwendigen Gründli chkeit als s chw i erig. Ein e 

d arüber h i n au sgehende l>.u sbildung der Sold aten im R ahln e n  

d e s  ordentl i ch e n  Prä s enzdi e nste s , d i e  s i e  z ur Ausübung v o n  

Z\v angsbe fugn i s s en n ach \t z i vilen" G e s e t z e n  befäh igen würd e, 

erscheint hingeg e n  pra kt i s ch undurchf ührbar . 

Unter Bedachtnap .. Jne auf d i e sen PFoblemkreis \vird im H i n ­

blick auf die b e s onder e n  UJilstände, d i e  e i nem As s i sten z ­

ein s at z  zugrunde l i ege n , z ur Erwägung gestellt, f ür d i e s e  

spe z i ellen E i n s ät z e  S ondernormen z u  s cha f f e n, d i e  e i n e  

vere i n f achte Handh abung der den Org a n e n  d e s  ö f f e ntli chen 

Sich erhe it s d i e nste s z u k omrner.den Be fugn i s s e  e i ns c hl i e ßl i c h  

des \�a f f e ngebr auche s unter Bedachtn a�l1e a u f  d i e  d e m  

Bundesheer z ur Verfügung stehend en J>..usbildungs- , .l.usrü ­

stungs - und Bewa f fungsgegebenheiten ermöglichen und d i e  i n  

solchen Ei n s ät z e n  s owohl für die Sold aten als auch für d i e 
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Sicherhei t s o rgane ge l t e n . Eine s o lche IINots t and s r e ge lungll 

wär e nach h o . Auff a s su n g  in sbe s ond e r e  durch d e n  Ums t and , 

daß d i e s e  l>1a ßnahme a l s  ultima r a t i o  zum Schut z  d e r  

verfassungsm ä ß i g e n  E i n r i chtunge n u n d  ihre r  Handlun g s ­

fähigkeit s ow i e  d e r  demok r atischen F r e ihe i t e n  d e r  E i nwoh ­

ner anzus e h e n  i s t , s ach l i ch zu r e chtf e r t i gen . 

Im Hinb l i c k  auf d a s  F e h l e n  e i n e r  d em § 6 d e s  Bund e s g e ­

set z e s  b e t r e ffend d i e  Üb e rtragun g  d e r  durch S i ch e rh e i  t s ­

organe z u  v e r s eh en d e n  G r e nzüberwachu n g  u n d  G r e n z ko nt r o l l e  

auf Bed i e n s t e t e  d e r  Z o l12;) t e r  u n d  Zol lh'ache , BGB1 . 

Nr. 220/1967, e n t s p r e c henden BestirrL11lUn g  für d i e  i n  e i nern 

Assistenzeinsatz im R a��en cer S i ch e r h e i t s po l i z e i  v e rw e n ­

deten Soldaten e r s ch e i n t  e s  a b e r  j e d e nfa l l s  e r f or d e r l i ch , 

im Rah,"Tlen d i e s e s  G e s e tze nt',.;u r f e s  i n  geeigneter v..'eise 

klarzustellen, d a ß  d i e  B e s tiIT�u ngen d i e s e s  Bund e s g e s e tze s 

bei A s s i s t e n z e i n s� t z e n  auch für S o l d a t en d e s  Bund e sh e e r e s 

gelten. Diese Erweiterung erscheint au ßer dem im H i nbl i c k  

auf die vorgesehene Verf assungsbestim'11ung d e s  § 3 4  J..bs . 2 

zv.'eckmäß i g, \-,'e i l  mange l s  eine s e n t s p r echenden Him.'ei s e s  

Unk l arhei ten über d a s  Warfengebrauchsrecht d e r  S o l d a t e n  

während eines Assistenzeinsatzes bestehen kBnnten . 

Zu § 4 :  

Es ,·"ird a n g e r e g t , i m  J..bs . 2 den l e t z t e n  S a t z t e i l  ( " e i n ­

schl i e ß l i ch d e r  H a ndh abung d e r  Qi e z u  e i nger äumt e n  B efug ­

nisse 11 ) e r s at z l o s  z u  s t r e i chen, \·;e i l  i hm n a ch ho . p.uff a s ­

sung keine h'e s e n t l i ch e  Aus sagek r a f t  z ukomrnt . 

We i t e r s  w i r d  ange r e g t , im p.bs . 3 d e n  p.u s d r u c k  

" z'dangs s an k t i oni e r t e  11 aus spr achl i ch e n  Gründe n  abz u änd e r n . 
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Zu § 6 :  

Die im F.bs . 1 vor g eseh e n e  Einschrä nkung auf d i e  "bevo r­

stehende ode r s c h o n  be gonnene Venv i r kl i chung d e s  T atbe­

standes e i n e r  n ac h  dem str a f g e s et zbuc h  str a fba r e n  Hand­

lu ng , die nu r vor s ät zl i ch begangen w e r d e n  kann" , e r s ch e i n t  

nach ho . J>.u f f a s su n g  pr oblemati s ch, ... " e il v o n  d e n  S i ch e r­

heitsbeh6rden im F alle e i n e r  r a s ch e r f o r de rlichen Au sübun g 

von Z\';angsmaßnahme n  n i c h t  abs chl i e ß e n d  beurteilt v,'erde n 

kann , ob d i e  H a ndlung v o r s ät zlich ode r  f ah rl ä s s i g  b e gange n 

wo rden ist; d i e s e  F r a ge w i r d  i n  z ahlr e i chen F älle n  e r s t im 

Verlauf e i n e s  Str a f pr o z e s s e s  durch e ntsprechende B ev;e i s­

würd igung g e klärt. Darüb e r  h i n aus e r s c h e i nt nicht e i n­

sichtig , au s welch e n  G r ünden f ahrlä s s i g agi e r e n d e  P e r­

Sone!1, zB mi t Zündhöl z e r n  spi elende K i nd e r, k e i n e  allg e ­

meine G e f ahr d a r st elle n  s oll t e n , d i e  d a s  E i n g re i f e n  d e r  

Sicherheitsbeh6rde n  r e c ht f e rtigt. E s  w i r d  dahe r a n g e r egt , 

ce!1 ':.bs. 1 in die se;-n S i nne zu überdenk e n. 

\'lie dem .�ll geme i n e n  T e il d e r  E rl äute run g e n  e ntnOITun e n  

',·: erden kann I 'vmrde unt e r  Bed a chtn ahme auf d i e  nac h  de?i1 

Str afgeset zbu c h  al s Of f i z i aldelikte zu v e r f olg ende n  

Str af tatbe stände d e r  S c hutzgüterk atalog d e r  S i che r h e its­

poli z e i  e r stellt; h i e zu z ähle n  das Lebe� , d i e  G e su ndhe it , 

die :treihei t ,  d a s  Vermögen und die Um'wel t v o n  r�ens chen . 

Zusätzlich \-;e rden im § 11 d i e  ver f a s sungsm ä ß i gen E i n r i c h­

tungen der Republ i k  und d e r  demok r at i s chen F r e ihe i t e n  d e r  
. 

Menschen zu Schut z glite r n  e rklä rt\ Den v o rl i e g e nd e n  E rläu-

terungen kann ni cht e ntnOT:l.'Tle n  ',·; e r d e n , ob d i e  beide n 

let ztgenannten Schut z gü t e r von den im .�bs. 1 g e nannt e n  

be reits al s e r f aßt a n g e s e h e n  we rden. S ollte d i e s  d e r  Fall 

sein , ;·;äre zuminde s t  e i n  e ntspr echender H i nwe i s  i n  d i e  

Erläuterungen auf z u n ehme n .  I m  and e r e n  F alle w i r d  im 

Inte resse e i n e s  kla r  abgegren zten S chut z güterkat al oge s 

vorge schlage n , d i e  v e r f a s sungsm ä ß i g e n  Einr i c htung e n  de r 

Republik und d i e  d emok r at i s ch e n  F r e ih e it e n  d e r  !1e n s c h e n  

ausdrückli ch i n  d e n  Abs . 1 auf zuneh� e n . 
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i.;'ei te:rs 'di rd zur E r w ägung geste l lt, d e n  Aus druck 11 a l lg e ­

mein gefäh r l i ch e  A ngr i f f e "  i m  p.bs . 2 i n  "ge f ä h r l i ch e  

Imgr i f f e "  ab zuände r n ,  \.;e i l  i n  "Je it e r e r  F o lge auf das 

"Herbe iführ e n  R l lgeme i n e r  Gefah r e n "  v e rwi e s e n  'l-li rd u n d  

sarni t i m  \'lege d e r  D e f inition d e r  B egr i f f  "al lgeme i n  11 

bere its er faßt w i r d . 

Zu § 7 :  

Siehe S t e l lungn a��e z u  § 1. 

Zu § 8: 

Unter Bectacht n ab.Jn e  auf d ie du r ch § 1 vorgegebe ne Z i e l -

richtung soll im Rahmen dieser 3estimrnung offenbar eine 

Gewichtung d e r  e i n z e l n e n  Aufgabenbe r eic he der Sicher­

hei tsbehörden v o r g e n omme n  ',,; e r de n , wobe i a l s  oberstes 

p.:11iegen '..la .  "die Geivährleistung von F r eiheit und F r i e d e n  

in d e r  Geme i n s chaf t" g e lten soll. Abgesehen vom f e h l e nd e n  

Narmcharakt e r  d i e s e r  Be stim.'ilung erhebt s i ch d i e  F rage, ob 

die J'.b.'eh r e i n e r  allg eme in en Gefahr im Ei nz e l f al l gege n ­

über den a nge f üh r t e n  " ober s t e n  ;'.n l i egen" zurück zutr ete n 

hat (zB w enn e i n e  a l lgeme ine Ge fahr nur u nter I nkau f n ahme 

einer Lebens- ode r  G e sundh e i t sg e �ährdung abgewendet w e r d e n  

kann) . Es ,,) i rd dah er ang e r egt, d'i e s e  Formu l i erung ,.; e i  tge­

he nd an d e n  § 1 a n zug l e i chen und im H i nb l i c k  auf d i e  

beabs i chtigte Gewichtung d e r  e i n z e l nen Aufgabenbe r e i c h e  i n  

eindeut ig e r  We i s e  z u  f a s s en . H i n s i cht l i ch de s B eg r i f f e s  

"F rieden" w i r d  au f d i e  Au s f ührungen z u  § 1 verwi e s e n. 
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Zu § 9 Abs . 1 und 3 :  

'Es wird vorg e s ch l a g en ,  d i e  für d i e  Sicherh e itsbehörde n  

nach di e s er Be stim.'l1Ung bestehende Verpf l i chtung a l s  

"unver zü g l i c h e  H i l f e l e i stungspf l i cht" z u  ums c hr eiben , w e i l  

bei der F ormu l i erung " er ste all g em e ine H i l f e l e i stun g s ­

pf licht" di e Frag e au f g ev.'orf en h'ird, ob d aJnit n i cht 

alle n f a l l s  e ine V erp f l i chtung z ur konkreten Ersten­

Hilf e - Leistung aus g e s c h l o ssen würde . 

Der .;>'.bs . 3 s o l lt e  im I nter e s s e  d er Rechtsklarh e i t  \·; i e 

folgt l auten : "Di e  unver züg l i che H i l f e l e i stun g s p f l i c h t  

endet mit Wegfa l l d e r  G e f ahr oder , sofern die Ge f ahr 

.... 'ei terbesteht , mi t dem Ei n s chre i  ten der zu ständ i g e n  

Org a ne. \\ 

Zu § 9 Abs. 1, § 14 Abs. 1 und 3, § 16, § 17 Abs. 2, § 2 4 ,  

§ 29 : 

Im 11. Te i l  de s G e s et zentwurf e s  wird insbes ondere im 

�i nblick auf die im § 6 n ormi erten Schut z güter e ine 

deta i l liert e Reg eh�ng d e r  Befugni s s e  der Sicherhe itsbe ­

hörden a1lf dem Geb i e t  der Sicherh e it sp o l i z e i  v orgen ommen . 

Die s e  Bestimj-nungen erm ä c htigen j edoch die S i cherh e i  t s ex e ­

kutive i m  § 9 p.bs . 1 ,  § 14 }l.bs . 3 ,  § 16, § 1 7  Abs . 2 und 

§ 29 led i g l i ch d ann e in z u gr e i f en, \·;enn eine a l l g em e in e  
. 

Gefahr für da s Leben, die G e sundhe i t  und d a s  Vermögen von 

�ens chen (zus�tzlich wird im § 14 Abs. 1 d i e  Freih e it und 

im § 24 d i e  Umwe l t  a n g e führt ) be steht . Da weder dem 

Geset z e ntwurf n o c h  den Er läuterungen entnom-nen w erden 

kann, aus 'de1chen s a c h l i chen Gründen diese Di f f erenz i e ­

rungen erf order l i c h  e r s c h e inen und a u s  h o. S i cht allen im 

§ 6 genannten S c hut z gütern der g l e i ch e  Ste l1en",'ert z u ­

kOlTIJ':'lt, '.ürd angeregt, alle S ch utz güter in d i e  g enannten 

Bestim.Tnungen mite i n z ub e z i ehen . Sollte dies jedoch a us 

sach l i chen Gründen ni cht beab s i c htigt s e in ,  w ird 
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vorge sch l age n ,  e i ne d i e sbe züg l iche K l a r st e l lung i n  d e n  

E r l äuterung e n  v o r  z u n ehme n . I n  d i e s em Zu samm e nhang w i r d  

auch auf d i e  Aus führungen zu § 6 h i n s i c ht l i ch d e r  S chutz­

güt e r  "ve r f a s sung s m ä ß i g e  E i n r ic htunge n "  und " demokr a t i s c h e  

F r e ih e iten "  v e rw i e s e n . 

Zu § 10: 

Im Hinblick auf d i e  i n  d e n  Abs . 1 und 2 o f f e n s i cht l i ch au f 

ei nem Redakt i on s v e r s eh e n  be ruhende , unt e r s ch i e d l i ch e  

I,\'ort f o lge ("a l lgeme i n  g e f ähr l i c h e r  r e chts\-Jid r i g e r  Img r i f fll 

und " r echt s'di d r ig e r  a l lgemein. g e f ähr l ic h e r  Ang r i f f") , \.;i r d  

vorg e s c h lag e n , d i e s e  i n  beiden Abs ät z e n  g l e i ch zu f a s s e n . 

Zu § 11: 

Dater Bedac!J.t nah:rne auf lut . 9a B -VG , d e r  zu d e n  Au f gabe n 

der umfa s s e nd e n  L a n d e s v e rteidigu ng ua. d e n  Schut z d e r  

verfas sungsmä ß ige n E i n r i chtunge n  und ihrer Hand l u ng s f ä ­

higke it sow i e  d e r  d emokrat i s ch e n  F r e i heiten d e r  Einwohne r 

vor gewalt sam e n  Ang r i f f e n  von au ß e n  z äh lt , und auf Art . 79 

3-VG , ',.; i r d  zur V e rmeidun g e i n e s  au s ho . S i cht äuß e r st 

bedenkl ichen Kon f l i kt s  mit d e r  ge ltenden 

ve r f a s sungsr e c ht l i ch e n  Kompete n z r e cht s lage vorge s c h l age n ,  

den Begri f f  "im Bunde s g ebiet'! im S i n n e  d e r  n o. Aus füh ­

rungen zu § 1 und § 7 abzu ändern� 

Im übr igen w i r d  a u f  d i e  Ausführungen z u  § 6 h i n s i cht l i c h  

d e r  S ch'.lt zgüter "ve r f as sungsmäßig e  Einri chtung e n "  und 

"demokrat i s ch e  F r e ihe ite n "  verw i e s e n . 
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Z1.1 § 1 2: 

wie den Er l äuteru n g e n  z u  d i e s e r  B e stimmung z u  e ntnehm e n  

ist , soll e n  bei der Siche r ste l lung e i n e s  fr i e d l i ch e n 

M i t e i nande r s  d e r  BUr g e r  di e Rechte der Geme i ns chaft 

besond e r s  sorgs am g e g e n  d i e  Rec hte d e s e i n z e l n e n  abgewo g e n  

\\'erden . Di e s e  Inte r e s s e n sabh'ägung 'wi r d  jedoch nach ho . 

Auffa s sung mit d e r  vor l i eg enden F a s su n g  d e s  § 1 2  n i cht zum 

Ausdruck g e bracht , wei l d i e  angefUhrte n Schut zgUt e r  ohne 

erkennbare G e'wi chtung e i nander g l e i c hwertig gegenübe r g e ­

ste l lt si nd. 

i-ieit.e r s  h ätt e die g ramilatik a l i s ch r ic htige Schre ibHe i se 

lides e i nze l ne n'l z u  laut e n  (vg l . auch § 14 .1.b s . 2). 

Zu § 13: 

Nach DO. .'\n s i cht v; ä r e  d a s  l,','ort 11 ge'w ähr l eiste t "  dur ch d a s  

'i/ort "best eht" z u  e r s etze n , ,."e i l  eine vö lke r r e c ht l i ch e  

Verpf l i chtu n g  f U r  s i ch a l l ein noch n i cht d e n  S chutz der 

dipl omati sch e n  V e r t r etun g e n  gewähr l e i stet . 

2;1 § 15: 

Es e rsch e i n t  im I nt e re s s e  eine r e i nd e utigen F e s t l e gung d e r  

Auf g abenbe r e iche , i nsbe sonde r e  -im Hinblick auf § 11, 

zweckmä ß i g , im R ahme n  d i e s e r  Be sti;"nmu n g  in e i nem e i g e n e n  

Absat z auch d e n  B e r e i ch d e r  mi l i t ä r i s ch e n  Lande sverte i d i ­

gung gegenüb e r  j e n e m  d e r  S iChe rhe itspo l i z e i  ab zugr e n z e n. 

Zu § 16: 

Di e i n  d i es e r  

heitsbehörde , 

B e stirrunu n g  normierte l..ufgabe der 

n äm l i ch auf die B e i l e gung d e r  

S i che r ­

a n  s ie 
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herangetra g e n e n  e rn stha f ten Streitigkeiten h i n z uwirke n ,  

wirft e i ners eit s die 

darunter zu verste h en 

Aus e i nander s e t z un g e n?) 

P e r sonenkr e i s  die s e  

Frage 

sind 

und 

an 

auf , we lche 

(etwa auch 

Streitigkeiten 

zivilre c ht liche 

anderer s e  i ts, von w e l c h em 

d i e  S i cherh e itsbehörden 

herang etragen werd e n  könne n . He iters darf darauf hinge ­

\'1iesen v.'erden , daß die Bei legung von 11 Strei tigke i t e n "  in 

erster Lin i e  in den Auf gabenbere i ch der Justiz fällt u n d  

demnach e i n e  ents pr e che nde K lar ste l lung erforderlich w är e . 

Zu § 17 .1.bs. 2: 

Die vorliegende 3 e s timrnu n g  '"irft die Frage auf, ob d i e  

Sicherhei tsbehörden auch .21..uskünfte, die sich n i cht auf 

ihren Aufgabenbereich beziehen, erte ile n können, we nn f ü r  

die Behörde , in d e r e n  Aufgabenbereich die A u skunfts ertei­

lung grundsätzlich fallen ',..;ürde, eine gesetzliche V e r ­

schwiegenheitspflicht besteht. Weiters wird darauf hinge­

;üesen, daß in diesem Zusarmnenhang '::m skünfte übe r 

personenbezogene Dc'.t e n  mög lich erscheinen und der g e g e n ­

ständliche Ent\,mrf keine n  .::.ufschluß über das Verhältnis 

dieser Bestim�ung zum Datenschutzrecht gibt. 

Zu § 19 Abs. 2 Z 4 :  

Der vor l i e g e nd en 3 e stirruTIun g kanR nicht entnOiThl1e n  \'1erd e n , 

\·;elche !\la ßnahmen von d e r  Sicherheitsexekutive zu tre f f e n  

s i nd , wenn durch d i e  Handhabung der Be fug n i s  ein be ­

stiiThl1ter Erfolg n i cht erre i cht wird und d emnac h  di e 

Handhabun g  d e r  B e f u g n i s  z u  beenden i st ,  die G e fahr jedo c h  

weiter beste ht . 
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Zu § 2 0  Abs . 1 :  

Es bl eibt unkl a r , w e l ch e  Organe d e s  B f f e nt l i che n S i che r ­

hei t s diens t e s  i m  S i n n e  d e s  § 3 aus d em Zust ändi g k e i  t s be ­

reich ande r e r  Bund e sm i n i s t e r ie n  von d i e s e r  R e g e lung e r  f a ß t  

werd e n , zum a l  - w i e  d e n  E r l äute rungen z u  § 3 zu e nt ne hm e n  

ist - Zol l or ga n e  n i ch t  a l s Organe d e s  B f f e n t l i ch e n  S i ­

cherhe i t s d i e n s t e s  a n z u s eh e n  sind . 

Zu § 2 1  Abs . J. : 

Da d i eser S o l l b e s t imrnung !"lach h o . Au f f a s sung k aul11 e i n  

normativer Cha r a k t e r  z u k ommt , Hird angere gt , d i e s e  R e g e ­

lung n i cht i m  Rahmen d e s  G e s e t z e n twllr f e s  z u  t r e f f e n , 

sondern i n  d i e  R i c h t l i n i e n fUr d a s  E i n s chr e i t e n  d e r  

Sicherhei t s exeku t i  v e  ( §  2 0 ) auf z unen.ine n . 

Zu den § §  2 2  und 2 3 : 

Nach § 2 2  .Z,bs . 3 i s t  d a s  OrgaY1 d e s  B f f e n t l i chen S i che r ­

hei t sdie n s t e s  i n  d e n  F ä l l e n  d e s  .�.bs . 1 z u r  Fe s t s t e l lung 

der I denti t ä t  e i n e s  M e n s chen e rmächt i g t , d i e s e n h5ch s t e n s  

f ü r  d i e  Dau e r  e i n e r  Stunde f e s t zuha l t e n . G em ä ß  § 2 3  Abs . 2 

werden d i e  O r g a n e  d e s  5 f f en t l i chen S i ch e rhei t sd i eY1 s t e s  

j edoch - w i e d e r  u nt e r  V e r w e i s  a�f § 2 2  Abs . 1 - l e d i g l i c h  

z u r  F e s t h a l tung e i ne s  M e n s cheY1 zwecks Kl ärung d e r  I d e nt i ­

t ät fUr d i e  Dau e �  v o n  1 5  M i nuten e rmächt i g t . D a  d a s  

Verh ä ltnis d i e s e r  b e i d e n  Normen z u e i nand e r  n i c h t  kl a r  

erscheint u n d  auch d i e  E r l äuterungen k e i nen Auf s c h l u ß  �e r 

die Abgr e n zung d i e s e r  B e stim�ungen geben , wird v o r g e ­

schlagen z u  prü f e n , ob d i e  Rege lung d e s  § 2 3  Abs . 1 Z 1 -

die j a  be r e i t s  v o n  § 2 2  e r f a ß t  w i r d  - n i c h t  e r s at z l o s  

ent f a l l en k5nnte . 
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We i t e r s  w i r d  ange r e g t  z u  übe r l e ge n ,  ob nicht u n t e r  

Bedachtn ahme auf d i e  E r l äuterunge n ,  d i e  ausdr üc k l i c h  

fes t l e g e n , d a ß  e s  s i c h  h i ebe i um k e i n e  F e s t nalli�e h ande l t , 

der s O\-,'oh l  im § 2 2  a l s  auch im § 2 3  . venJendete B e gr i f f  
11 f e s th a l  t e n  \ I  durch \ 1  anh a l  ten" e r s e t z t  we rden könnt e . 

Zu § 2 4 : 

Un t e r  Beda c htnahJile auf den dur ch d i e  § §  6 und 1 1  n o r ­

m i e r t e n  Schu t z güte r k a t a l o g  w i r d  vorge s ch l age n ,  d e n  Abs . 1 

auf d i e  a l l geme i n e  G e f ährdung v o n  ve r f a s sung s m ä ß i g e n  

Ei n r i chtung e n  zu e rw e i t e r n  ( vg l . h i e z u aber auch d i e  

Au s f üh rungen z u  § 6 ) . 

Um Unk l a rh e i t e n  z u  v e rm e iden , die d u r c h  d i e  Ve rwendun g  d e s  

.?l.u sdrucke s " d a s  Ve rmögen Dri tt e r "  im p.bs . 1 Z 1 mög l i ­

cherwe i s e  a u f t r e t e n  könn e n , w i r d  v o r ge sch l agen , d i e s e n  

Ausdruck i m  S i nne d e r  Er l äuterungen a u f  " Ve rmöge n U nbe ­

tei l i g t e r "  ab zuände r n . 

Wei t e r s  w i r d  unter H i nw e i s  auf d i e  L e g i s t i s chen R i c h t l i ­

nien zur Erwägung g e s t e l l t , d e n  .:!l.bs . 2 spr a ch l i c h  v e r -

ständ l i cher z u  f a s s e n ( " ; n ,", er h ::l  Ib . '''' l ch e n  __ .! ,L .1 ..... � �..,. _ _ .. 

nicht übe r s ch r e itenden Z e i t r aume s " ) . 

s e chs S tunden 

Zu Abs . 3 darf beme r k t  w e r de n , d a ß  V e r ordnungen w o h l  d e n  

Zei tpunkt ihr e s  ] nk r af t t r e tens , � i ch t  abe r ihres W i r k s am ­

werdens zu be s timm e n  h abe n , we i l  j a  e i n e  Rechtsvo r s ch r i f t  

e r s t  dann 1 I \·J i r k s am "  \-,1i rd , \�'enn s i e  von den N o rmadr e s s a t e n  

t a t s ä c h l i c h  a ngewan d t  wi r d . 

Da o f f en s i cht l i ch n i ch t  d ar an gedacht i s t , Verordnungen 

nach § 2 4  u nd § 2 8  Abs . 2 im Bund e s ge s e t zb l a t t  kundzQ� a ­

ehe n , \-,1i rd vorgesch l ag e n , eine k l a r s t e l l ende B e s timmung i n  

den gege n s t änd l i c h e n  Entwu r f  auf zunehmen , d i e  ausdrü c k l i c h  
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f e s t legt , d a ß  V e r o r dnung e n  nach die sem Bunde s g e s e t z  n i c h t  

im Bunde sge s e t zb l a t t  kund zumachen s i nd . 

Zu § 2 5 : 

Es \'lird empfoh l e n , im Rah111e n  di e s e r  Be s t immun g  e i n e  

K l a r s t e I lung hins i ch t l i ch der i n  den Er l äu t e run g e n  zum 

Ausdruck gebrach t e n  " S onde r s t e l lung " d e r  i'1e d i e nv e r t r e t e r  

vor z unehIne n . E s  e r s ch e i n t  näm li ch dur chaus denkbar ,  d a ß  

Eed i e nve r t r e t e r  i n  ?usübung ihr e r  Tätigke i t  d i e  P r iv a t ­

.sphä r e  B e t r o f f e n e r  u n z u.mutbar beeinträch t ig e n  und demnach 

" \'leg z u.h'e i s e n "  '"" ä r e n , j e doch auf Grund ihrer " Sonde r s t e l ­

lung " von d i e s e r  l1a ß n ahm e  abgesehen werden s o l l . 

Zu § 2 6 : 

Nach no . ? u f f a s su n g  t r a g e n  di e i n  d e n  ."".bs .  1 '.m d  3 e n t ­

h a l t e nen Um s chr e ibunge n v o n  Obj ekte n ,  z u  d e r e n  B e t r e t e n  

oder z u  d e r e n  Du r ch suchung d i e  Org a n e  d e s  öff e n t l i ch e n  

Sicherhe i t s d i e n s t e s  be r e c h t i g t  s e in s o l l e n , n i c h t  i n  

v o l l em Umf a ng d e n  durch d i e  Au f g abens t e l lung f ü r  d i e  

Organe de s ö f f e n t l i c h e n  S i cherhe i t sd i e n s t e s  be s t ehe nde n 

3edür fnis s e n  Rechnung . A u f  Grund der vorgesehenen R e g e l u n g  

i.; äre e s  z B  n i c h t  mög l i ch , verbaute G rund s tücke , S c h i f f e  

ode r  Baug e r ä t e  ( e t w a  Kr ä n e ) z u  petreten ode r  z u  dur ch s u ­

che n . E s  \'l i rd a ng e r e g t , i n  di e s e� Sinne eine e ntspr e c h e nd e  

Ergän zung vor zunehm e n .  

Zu § 2 8 :  

Die '�'endun g  " ohne p.n spr u ch auf Er s t at tung d e s  E i n t r i  t t s ­

pr e i s e s "  l ä ß t  d i e  ? u s l e gung z u , daß d i e s e r  Aus s ch lu ß  v o n  

Er s a t  z le i s tungen n i ch t  nu r gegenübe r  der S i ch e rh e i  t sb e ­

hörde oder dem Bu. n d  g i l t ,  s onde r n  gene r e l l , a l s o  auch 
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a l l e n f a l l s  gege nüb e r dem Ver a n s t. a l t e r . Da d i e s  a b e r n a ch 

den E r l äu t erungen n i ch t  bewi r k t  ',,; e r d e n  s o l l , e r s c h e i n t  

eine entsprechende K l a r s t e l lung not\-;endi g . N a ch ho . 

Auf f a s sung w ä r e  d i e s e r  Au s s chluß von E r s at z l e i s tu n g e n  

überh aupt e ntbehr l i c h , -.,;e i l e i n e  V e rpf l i ch tung z u r  E r ­

sat z l e i s tu n g  ohne h i n  nur b e i  s chu ldh a f tem und r e ch t si.J i d ­

r i gern Organhand e l n  n ac h  den B e s t iffitTiungen d e s  Amt sha f ­

tungs g e s e t z e s  i n  B e t r a cht kommt . 

Im übr i gen w i r d  a u f  d i e  ho . A u s f üh ru n g e n  zu § 2 4 , l e t z t e r  

Abs a t z ,  v e rw i e s e n . 

Zu § 2 9 : 

Unt e r  3edachtnahme auf den durch d i e  - �  § § 5 und 1 1  n o r -

rni e r t e n  Schu t z güt e r k a t a l og w i r d  v o r g e s chl agen , d e n  Abs . 1 
Z 1 lL'TI d i e  ,z..bh'endung e i n e r  unni t t e l b a r  drohenden a l l g e ­

me i n e n  G e f ah r  f ü r  d i e  v e r f a s sungsm ä ß i g e n  E i n r i ch t u n g e n  zu 

erwe i t e r n  ( '1 g l , 11 i e z11 abe r auch d i e  Au s f ührun g e n  z u  § 6 ) , 

Im H i nb l i c k  auf d e n  e r w äh n t e n  S c h u t z gü t e r ka t a l og w i r d  

überd i e s  d a r au f  h i ng e\.Ji e s en , d a ß  im Rahme n  d e r  g e ge n ­

ständ l i ch e n  B e s t immung d e r  B e g r i f f  " Ei gentum ' •  v e r  .... 'ende t 

'\ürd . Da n a c h  n o . .2l.u f f a s sung j ed o c h  d e r  i n  and e r e n  B e ­

st immungen g eb r auch t e  Jl.usdruck \ · d a s  Ve rmögen von 1\� e n s ch e n \ 1  

m i t  dem B e g r i f f  1 1  d a s  E i g entum . von B e n s c h e n \ ·  i nh a l t l i ch 

,;.'ei tgeh end über e i n s t irn.:nt , \'l i r d
' lLr:1 d i e  n ach d e n  

Legi s t i s ch e n  R i ch t l i n i e n  vorges ehene inh a l t l i c h e  Kont i ­

nui t ä t  be i d e r  V e rwendu n g  eine s Begr i f f e s  i n n e r h a l b  e i n e r  

Norm zu \.; ah r e n  - v o r g e s ch l agen , auch i n  di e s e r  B e s t irrunun g 

den B e g r i f f  " V e rmöge n \ ·  zu v e rwe nden . Z u r  P r ob le m a t i k  d e s 

Schut z güterk a t a l o g s  w i rd überd i e s  au f d i e  Ausführun g e n  z u  

den § 6 v e rwi e s en . 

Wei t e r s  w i r d  a n g e r e g t , 

Absa t z e s g l e i ch l au t e nd 

den zwe i t e n  

zu den 

S a t z  d e s  d r i t t e n  

Er l äu t e r un g e n  z u  
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formu l i e r e n . ( 1 1 . . .  l ä ß t  s i ch v o n  d e r  B ehörde n i c h t  v e r ­

lä ß l i ch f e s t s t e l l e n , . . . 1 1 ) 

Di e 'lor ge s e hene R e g e lung l ä ß t  überdi e s  d i e  F r ag e  o f f e n , 

\..;er d e n  e r  z i e l  t e n  E r l ö s  e rhä l t , ;'le n n  d e r  E i g e ntUme r n i c h t  

bekannt i s t . 

Zu § 30 : 

Es wi r d  vor g e s ch l a ge n , den Abs . 2 spr a c h l i ch z u  v e r be s s e r n  

( Schachte l s at z ) . 

Nach n o . Au f f a s su n g  h ä t t e  der e r s t e H a lbs a t z  des Abs . 3 z u  

en t f a l l en , w e i l d i e s e  Rege lung be r e i t s  im Abs . 1 g e t r o f f e n  

'\.y.i r d  . 

I::u r c h  c. e :1  i;;) p.bs . 4 v e rwendeten J�:.lsdruck " im übr ige n "  �·,l i r d  

n ach ho . l-.u f f  a s s u n g  Z UJT1  .!..u sdr u c k  gebr ac h t , d a ß  z h' e i 

ver s ch i ed e n e  En t s ch äd i gungsrege lung e n  z u r  Anwendung 

gebr acD'C w e r d e n , ,·,l Cl S  n i cht gem e i :1 t  s e i n  dür f t e . E s  �ü r d  

daher emp f oh l e n , d i e s e n  J.>.b s a t z  ,.; i e  f o l gt ab zu ände r n : " Fü r  

Schäden I d i e  beim G ebr auch i n  Anspruch gen omme n e r  S ac h e n  

a n  d i e sen ; e n t s t eh e n , h a f t e t  d e r  Bund n a ch d e n  3e s t im�un g e n  

des Po l i z e i b e f u g n i s -Entsch ädigu n g s g e s e t z e s , BGBl . 

Nr . 7 3 5 / 1 9 8 8 . "  

Zu § 3 1 :  

Da n a c h  d e n  Legi s t i s ch e n  Rich t l i n i e n  i nn e r h a l b  e i n e r  Norm 

ein B e g r i f f  i n  e i n  und d e r s e lben Bedeutung z u  v e rw e nde n 

ist '-"nd d e r  ]'.u sdruck " J.>.ngr i f f  11 :Tl i t d em im § 6 .?.l::s .  2 

festge l e g t e n  Au s d r u c k  " a l l geme in g e f äh r l i c h e r  ? n gr i f f "  

inha l t l i ch i d e n t  e r s c h e i n t , w i r d  v o r g e s c h l age n , d i e s e n  

p.usdruck a u c h  i n  d e r  ge genständliche Rege lung z u  v e rw e n ­

den . 
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Zu § 3 2  p.bs . 1 :  

Unter Bedachtnahme a u f  d i e  i n  d e n  E r l äute rungen d a r g e l e g t e  

Z i e lr ichtung d e r  v o r l i e genden B e s t immung �'J i rd um U n -

k l arhe i ten z u  v e rm e i d e n  - ange r e g t , d i e  \<lor t f o lge " wä h r e n d  

rechtmä ßiger .7I.usübung d e s  D i e n s t e s " i n  " iväh r e nd e i n e r  

Amtshand lung " abzu ände r n . 

Zu § 3 3 : 

Die '"endun g " au s  e i nem s o l chen A n l a ß "  e rs ch e i n t  unk l a r . 

',"'e ite r s  i·J i r d  d a r au f  h i nge'vJi e s e n , d a ß  g e r a d e  d e r  i n  de n 

E r l äuterungen zu P.b s .  2 Z 2 a n g e f üh r t e  mög l i c he p.mie n -

dungsbe r e i ch d i e s e r  B e s t im:l1un g  ( Bewachung e i n e s  G e -

schäf tes , d e s s e n  Au s l a g e n s cheibe e i ng e s c h l a g e n  w�r d e ) n ac h  

h o . Au f f a s sung n i c h t  v o n  d i e s e r N orm e r f a ß t  w i r d , w e i l z B  

bei e i n er a l l f ä l l i ge n  ? li.i nd e r u n g  z w a r  d a s  Vermöge n  d e s 

Gesch ä f t s i nh abe r s  gemi n d e r t  w i rd , j edoch dami t n i ch t  

z\vangs l äu f i g  e i n e  3 e schädig-u n g  od e r  Z e r s t ör-ung d e s  Ge -

. . . � ,  ';l d T h 1 '- b d ' ß scnaI � e s  o _ e r  e s s e n  _ n  a L S  v e r  un e n  s e l n  mu . 

Zu § 3 4  Abs . 2 :  

S i ehe d i e  ho . Au s führ -u n g e n  zu § 3 .  

Zu § 3 9  Abs . 2 Z 3 

Unter Bedachtnahme auf § 7 Ahs . 2 d e s  D a t e n s chut z g e s e t z e s , 

BGBl . Nr . 5 6 5 / 1 9 7 8 ,  n o rm i e r t  d i e  vor g e s ehene R e g e l u n g  u a . 

die Übe rmi t t lung v o n  p e r sonenb e z o g e n e n  D a t e n  a n  a nd e r e  

inländisch e  Behör d e n ,  w e n n  d i e  Daten für d e n  Emp f änge r 
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eine \·.'esentli ch e  V orau s s et zung für d i e  Hah r ne hmung d e r  ihm 

gesetzlich übe rtrage ne n  Au fgabe n bild e n . Nac h  ho . Au f fas ­

sung kann d i e s e  B e stimjTlung als aus r e i chende g e s et zl i c h e  

Grundlage für e i n e  Date nübe rmittlung vom Bun d e smi n i s t e r i um 

für I nn e r e s  an das ho . R e s s ort ange s eh e n  werde n , w e i l  d i e  

Kennt n i s  p e r s o nenbezoge n e r  Dat e n  für das Bund e smi n i s t e r ium 

für Lande sverteidi gung e i n e  w e s e ntl i c h e  Vorau s s et z ung für 

die E r füllung d e r  dem Bunde she e r  v e r fassungsge s et zl i c h  

übe rtrag e n e n  Auf gab e n  dar stellt . Sollte j edoeh d a s  do . 

Re ssort d i e  Auf fa s sung v e rtrete n , daß d i e s e  G e n e ralklaus e l  

für d i e  Übe rmittlung personenbe zog e n e r  Daten a n  d a s  

Bund e smini ste r i um  f ü r  Lande sv e rteidigung n i c ht au s r e i cht 

und e s  e i n e r  ausdrückli chen g e s et zl i chen Ermächtigu ng 

bedür fte , w i r d  e r sucht , e i n e  s ol c h e  Ermä chtigung z u r  

Date nübermittlun g  i n  d e n  § 3 9  .1.1:; s .  2 au f zunehme n .  H i n­

sichtlich d e s  h'ortlaut e s  d i e s e r  Erm ä c htigung könnte auf 

d i e  be r e it s  im Dat e n s chut zge setz e nthalt e n e  Ausnahm e r ege­

lung für d i e  Zh' e c k e  d e r  uJn r a s s e nd e n  Land e s v e rt e i d i gung ( §  
4 Abs . 3 Z 3 )  zurü c kgegr i f f en werde n . 

Weit e r s  wi r d  beme r kt, daß der let z t e  T e il d i e s e r  B e st im­

mung 'Io)i e  f olgt laut e n  müßte : 1\ • • •  , o d e r  für d e n  Emp f ä n g e r 

eine h'e s e ntli che Vorau s s etzung z u r  \·{ahr ne}i.mung d e r  i hm 

gesetzlich übe rtrag e n e n  Aufgaben bildet ; "  

6 .  Apr i l  1 9 9 0 
Für d e n  Bun de smi n i st e r :  

i . V .  S c h 1 i f e I n  e r 

Für d i e  R i c htigkeit 
der Aus f e rtigun g : 
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